
 
 Kanalanschlussbeitragssatzung der Stadt Versmold              
                                                                       
 vom 14.11.1980   *)                           
                                                                                                                       
                                                                     
Aufgrund § 8 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NW) vom 21.10.1969 (GV. NW. S. 712/SGV. NW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.06.1978 (GV. NW. S. 268), sowie der §§ 4 und 28 Abs. 1 Satz 2 Buchst. g) der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
01.10.1979 (GV. NW. S. 594/SGV. NW. 2023) hat die Stadtvertretung Versmold in ihrer    
Sitzung am 06.11.1980 folgende Satzung beschlossen:                    
 
 
 § 1                                     
                                                                       
 Anschlussbeitrag    
 
(1) Die Stadt Versmold erhebt zum Ersatz des Investitionsaufwandes für die Herstellung, 

Anschaffung und Erweiterung der öffentlichen Abwasseranlage einen Kanalanschluss-
beitrag.                       

                                                                      
(2) Die Bestimmungen der Entwässerungssatzung der Stadt Versmold in ihrer jeweils gülti-

gen Fassung sind Bestandteil und Grundlage dieser Satzung. **)                                              
                                                                      
(3) Entsprechend dem Grundsatz der Gleichstellung von Mann und Frau sind alle ge-

schlechtsbezogenen Formulierungen in dieser Satzung geschlechtsneutral zu verste-
hen. **)                              

 
 
 § 2                                    
                                                                      
 Gegenstand der Beitragspflicht                      
                                                                      
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die Abwasseranlage angeschlossen 

werden können und für die  
                   

a)  eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden können,               

                                                                       
b)  eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Ver-

kehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten Entwicklung der Gemeinde 
zur Bebauung anstehen.      

                                                                       
(2) Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es 

der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorlie-
gen.                       

                                                                       
(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegen-

schaftskataster und im Grundbuch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine 
selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.                                                            

___________________                                                                       
  *) geändert durch Satzungen vom 13.02.1997 und 14.12.2001             
**)  eingefügt durch Änderungssatzung vom 13.02.1997, gültig ab 16.02.1997                             
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 § 3                                     
                                                                       
 Beitragsmaßstab und Beitragssatz                      
                                                                       
(1) Maßstab für den Anschlussbeitrag ist die Grundstücksfläche.        
                                                                       

Als Grundstücksfläche gilt:                                        
                                                                       

1.  Bei Grundstücken im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes die Fläche, auf die 
der Bebauungsplan die bauliche oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht;                                   

                                                                       
2.  bei Grundstücken, die über die Grenze des Bebauungsplanes hinausreichen, die 

Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, auf die der Bebauungsplan die bauliche 
oder gewerbliche Nutzungsfestsetzung bezieht;                                                

                                                                       
3.  wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder der Bebauungsplan eine andere als 

bauliche oder gewerbliche Nutzung vorsieht          
 

a)  bei Grundstücken, die an eine Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche von 
der Erschließungsanlage bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m,                                          

                                                                         
b)  bei Grundstücken, die nicht an einer Erschließungsanlage angrenzen oder ledig-

lich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit dieser verbunden sind, 
die Fläche von der zu der Erschließungsanlage liegenden Grundstücksseite bis 
zu einer Tiefe von höchstens 50 m.                                     

                                                                         
Diese Tiefenbegrenzung gilt nicht für Grundstücke, die nur gewerblich genutzt wer-
den dürfen bzw. tatsächlich überwiegend genutzt sind.                                                    

                                                                         
(2) Die nach Abs. 1 ermittelte Grundstücksfläche wird entsprechend der Ausnutzbarkeit um 

einen v.H.-Satz erhöht, der im einzelnen beträgt:                                                              
                                                                         

1.  bei eingeschossiger Bebaubarkeit             0                    
2.  bei zweigeschossiger Bebaubarkeit           20                    
3.  bei dreigeschossiger Bebaubarkeit           40                    
4.  bei viergeschossiger Bebaubarkeit           50                    
5.  bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit           60                    
6.  bei sechsgeschossiger Bebaubarkeit          70                    
7.  für jedes weitere Geschoß zusätzlich         5                    

                                                                        
(3) Maßgebend für die Zahl der Vollgeschosse (Abs. 2) sind im Geltungsbereich eines Be-

bauungsplanes dessen höchstzulässige Festsetzungen. Enthält der Bebauungsplan nur 
eine Baumassenzahl, so gilt als Zahl der Vollgeschosse die durch drei dividierte Bau-
massenzahl, wobei auf die volle Zahl der Vollgeschosse aufgerundet wird. Sind in ei-
nem Bebauungsplan keine Festsetzungen über die Anzahl der Vollgeschosse oder 
Baumassenzahlen vorhanden bzw. besteht kein Bebauungsplan, so gilt                                             

                                                                        
1.  bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse;                                                      
 
2.  bei unbebauten, jedoch bebaubaren Grundstücken die Zahl der Vollgeschosse, die 

auf den benachbarten Flächen überwiegend vorhanden ist.                                                 
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(4) Die in Abs. 2 genannten Prozentpunkte erhöhen sich bei Grundstücken in Kern-, Ge-
werbe- oder Industriegebieten um 33 1/3 Punkte. Maßgebend für die Art der Nutzung 
sind im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes dessen Festsetzungen. Sind in ei-
nem Bebauungsplan keine Festsetzungen über die Art der Nutzung vorhanden bzw. 
besteht kein Bebauungsplan, so erhöhen sich die in Abs. 2 genannten Prozentpunkte 
um 33 1/3 Punkte für Grundstücke, auf denen überwiegend ein Gewerbe betrieben 
wird.                            

                                                                       
(5) Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung 

festgesetzt ist, werden wie Grundstücke mit eingeschossiger Bebaubarkeit behandelt.                                
                                                                       

Grundstücke, die im Bebauungsplan als Gemeinbedarfsfläche ohne Festsetzung der 
Zahl der Vollgeschosse ausgewiesen sind, werden wie Grundstücke mit zweigeschos-
siger Bebaubarkeit behandelt.       

                                                                       
(6) Wird ein bereits an die Abwasseranlage angeschlossenes Grundstück durch Hinzu-

nahme eines angrenzenden Grundstückes, für welches ein Beitrag nicht erhoben ist, 
zu einer wirtschaftlichen Einheit verbunden, so ist der Beitrag für das hinzugenomme-
ne Grundstück nachzuzahlen.                                                          

                                                                       
(7) Der Anschlussbeitrag beträgt 2,53 EUR/qm der durch Anwendung der Zuschläge nach 

den Abs. 2 bis 5 ermittelten modifizierten Grundstücksfläche bei einem Anschluss für 
Schmutz- und Niederschlagswasser. *)                                                         
Bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser werden 70 v.H. (= 1,77 EUR/qm) des 
Beitrages nach Satz 1 erhoben; bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 
werden 30 v.H. (= 0,76 EUR/qm) des Beitrages nach Satz 1 erhoben.  *)                             

                                                                       
(8) Wird bei einzelnen Grundstücken oder in einzelnen Ortsteilen vor Einleitung des 

Schmutzwassers in die öffentliche Abwasseranlage eine Vorklärung oder sonstige 
Vorbehandlung der Abwässer auf dem Grundstück verlangt, wird nur ein Teilan-
schlussbeitrag in Höhe von 50 v.H. des für einen Schmutzwasseranschluss zu entrich-
tenden Beitrages erhoben. Dies gilt nicht für Grundstücke mit industriellen oder sons-
tigen Betrieben, bei denen die Vorklärung oder Vorbehandlung lediglich dem Zwecke 
dient, die Abwässer dem durchschnittlichen Verschmutzungsgrad und der üblichen 
Verschmutzungsart der eingeleiteten Abwässer entsprechend anzugleichen.                  

                                                                        
Entfällt aufgrund einer Änderung der öffentlichen Abwasseranlage die Notwendigkeit 
der Vorklärung oder eines Teilanschlusses, wird der Restbetrag bis zur Höhe des 
Vollanschlusses nacherhoben.       

                                                                        
(9) Soweit in Sonderbaugebieten Campingplatzgebiete ausgewiesen sind, wird die nach 

Abs. 1 ermittelte Grundstücksfläche bei der Berechnung des Anschlussbeitrages mit 
50 v.H. in Ansatz gebracht.        

                                                                        
(10)  **)                                                                
 
 
 
___________________ 
*) in der Fassung der Änderungssatzung vom 14.12.2001, gültig ab 01.01.2002                               
**) aufgehoben durch Änderungssatzung vom 14.12.2001    
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 § 4                                     
                                                                       
 Kostenspaltung                               
                                                                       
Die Stadt Versmold kann den Anschlussbeitrag für Teile der Abwasseranlage gesondert 
erheben. Die Teile und die auf sie entfallenden Teilbeträge werden durch Satzung be-
stimmt.                                 
                                                                       
                                                                       
 § 5                                     
                                                                       
 Entstehung der Beitragspflicht                       
                                                                       
(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die Abwasseranlage ange-

schlossen werden kann.                               
                                                                       
(2) Im übrigen entsteht die Beitragspflicht gemäß  
 

a)  § 2 Abs. 2 mit dem Anschluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung,                                                   
                                                                       
b)  § 3 Abs. 6 mit der Vereinigung der Grundstücke (Umschreibung im Grundbuch),                                   
                                                                       
c) § 3 Abs. 8 mit der Möglichkeit des Vollanschlusses.             

                                                                       
(3) Für die Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an die 

Abwasseranlage angeschlossen werden konnten, entsteht die Anschlussbeitragspflicht 
mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. Das gleiche gilt für Grundstücke, die beim Inkraft-
treten dieser Satzung bereits angeschlossen waren.            

                                                                       
(4) In den Fällen des Abs. 3 Satz 2 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn für den 

Anschluss des Grundstückes bereits eine Anschlussgebühren- oder Beitragspflicht nach 
früherem Recht entstanden war, auch wenn sie durch Zahlung, Erlass oder Verjährung 
erloschen ist.                                                         

 
 
 § 6                                     
                                                                       
 Beitragspflichtige                             
                                                                       
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht Eigentümer des 

Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stel-
le des Eigentümers der Erbbauberechtigte.                                      

                                                                       
(2) Mehrere Beitragspflichtige sind Gesamtschuldner.                   
                                                                       
                                                                       
 § 7                                      
                                                                       
 Fälligkeit der Beitragsschuld                        
                                                                       
Der Anschlussbeitrag wird einen Monat nach Zugang des Beitragsbescheides fällig.                                                           
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 § 8                                      
                                                                        
 Billigkeitsmaßnahmen                             
                                                                        
Für die Billigkeitsmaßnahmen gelten die Vorschriften der Abgabenordnung (AO 1977) in 
Verbindung mit § 12 KAG NW sinngemäß.                 
                                                                        
                                                                        
 § 9                                      
                                                                        
 Rechtsmittel und Zwangsmaßnahmen                       
                                                                        
(1) Die Rechtsmittel gegen Maßnahmen aufgrund dieser Satzung richten sich nach den 

Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21.01.1960 (BGBl. I S. 17) und 
dem Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung im Land Nordrhein-
Westfalen vom 26.03.1960 (GV. NW. S. 47/SGV. NW. 303) in ihrer jeweiligen Fassung.          

                                                                        
(2) Für Zwangsmaßnahmen aufgrund dieser Satzung gilt das Verwaltungsvollstreckungs-

gesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 13. Mai 1980 (GV. NW. S. 510) in seiner 
jeweiligen Fassung.               

                                                                      
                                                                      
 § 10                                   
                                                                      
 Ordnungswidrigkeiten                           
                                                                      
Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchst. b) KAG NW handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig als Grundstückseigentümer den Grunderwerb nach § 3 Abs. 6 nicht unverzüglich 
anzeigt.                                       
                                                                      
                                                                      
 § 11 
 
 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.1974 in Kraft.          
                                                                       
(2) Mit dem Tage des Inkrafttretens dieser Satzung treten die Bestimmungen der Beitrags- 

und Gebührensatzung vom 21.03.1974 über den Anschlussbeitrag in den §§ 1 - 7 außer 
Kraft.                     

                                                                       
 
                                                                       
 - - - - - - - - - - - - - - - - -                        
 
                                                                       
Die vorstehende Satzung ist am 26.11.1980 öffentlich bekanntgemacht worden.                                                              
 
 


